
SCHWEIZERISCHE EIDGENOSSENSCHAFT 
CONFÉDÉRATION SUISSE 
CONFEDERAZIONE SVIZZERA 
CONFEDERAZIUN SVIZRA 

Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement EJPD 
Bundesamt für Migration BFM 

BFM, Quellenweg 6, CH-3003 Bern-Wabern F033-0125 

Rundschreiben 
 
 
An die : - Migrationsbehörden der Kantone  

- Integrationsdelegierte der Kantone, Städte und Gemeinden 
- Arbeitsmarktbehörden der Kantone 

 

 
Ort, Datum :  Bern-Wabern, 1. Februar 2006 
 
  
 
 
 
Teilrevision der Verordnung vom 13. September 2000 über die Integration von  
Ausländerinnen und Ausländern (VIntA) 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Am 7. September 2005 hat der Bundesrat die Teilrevision der Verordnung vom 13. Sep-
tember 2000 über die Integration von Ausländerinnen und Ausländern (VIntA) gutgeheis-
sen und beschlossen, die Änderungen per 1. Februar 2006 in Kraft zu setzen.  

Im Folgenden werden wir Ihnen die Änderungen näher darlegen und dabei insbesondere 
auch auf die Auswirkungen, welche die revidierte Verordnung auf die Arbeit der kantona-
len und kommunalen Behörden hat, eingehen: 

 

1. Ausdehnung des Geltungsbereichs auf vorläufig aufgenommene Personen 
Der Geltungsbereich der VIntA umfasst gemäss Artikel 2 Absatz 1 alle Ausländerinnen 
und Ausländer mit einer Aufenthaltsbewilligung oder mit einer Niederlassungsbewilligung 
sowie neu auch Ausländerinnen und Ausländer, die nach Artikel 14a Absatz 3, 4 oder 4bis 
ANAG eine vorläufige Aufnahme erhalten. Somit können mit Inkrafttreten der revidierten 
VIntA auch die Personen aus dem Asylbereich, deren Wegweisung in Folge völkerrecht-
licher oder humanitärer Gründe unzulässig oder unzumutbar ist, in den Genuss von In-
tegrationsleistungen kommen, welche durch den Bund aufgrund der VIntA mitfinanziert 
werden.  

 

2. Koordination der Integration und kantonale Ansprechstellen 
Mit Artikel 14a VIntA wird das Bundesamt für Migration (BFM) beauftragt, die Massnah-
men der Bundesstellen zur Integration der Ausländerinnen und Ausländer zu koordinie-
ren sowie den Informations- und Erfahrungsaustausch mit den Kantonen sicherzustellen. 
Mit diesem Koordinationsauftrag soll das BFM die Vernetzung der für die Integration re-
levanten Zuständigkeitsbereiche sowohl horizontal als auch vertikal gewährleisten.  
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Die horizontale Koordination umfasst die Zusammenarbeit der einzelnen Departemente 
und Bundesämter und trägt auch dazu bei, die Verfahrensabläufe und Entscheidungs-
prozesse effizienter zu gestalten und unzweckmässige Mitteleinsätze zu vermeiden. Im 
Vordergrund stehen insbesondere eine intensivierte Zusammenarbeit in den Bereichen 
der Berufsbildung, der Arbeitslosenversicherung sowie des Gesundheitswesens. Zu die-
sem Zwecke ist auf Bundesebene ein interdepartementaler Ausschuss Integration unter 
dem Vorsitz des BFM eingesetzt, welchem die wichtigsten, mit Integrationsfragen betrau-
ten Bundesstellen angehören.  

Die vertikale Koordination stellt den Erfahrungsaustausch zwischen Bund und Kantonen 
sowie grösseren Städten sicher. Die Kantone sind zu diesem Zwecke gehalten, dem 
Bundesamt eine Ansprechstelle für Integrationsfragen zu bezeichnen. Damit sollen die 
Kontakte zwischen Bund und Kantonen vereinfacht werden. Dies ermöglicht auch einen 
vermehrten Einbezug der Kantone und der grösseren Städte bei der Umsetzung des 
Integrationsförderungsprogrammes des Bundes. So basiert der Entscheid des BFM be-
züglich der Projektfinanzierung in einzelnen Schwerpunkten schon heute auf einer Emp-
fehlung der Kantone. Die revidierte VIntA ermöglicht es, die Stellung der Kantone und 
der grösseren Städte bei der Gesuchsprüfung weiter zu verstärken. Kantone, welche 
dies wünschen und über die nötigen Strukturen verfügen, können neu ermächtigt wer-
den, eine Vorprüfung der Gesuche gegenüber der Eidgenössischen Ausländerkommissi-
on (EKA) und gegenüber dem BFM auszuüben (vgl. Art.18 und 19 VIntA; Einreichung 
und Prüfung der Gesuche).  
Die VIntA schreibt den Kantonen nicht vor, in welcher Form sie die Kontakte gewährleis-
ten sollen. Die Tripartite Agglomerationskonferenz (TAK) hat in ihren Beschlüssen vom 
5. Juni 2003 den Kantonen, Städten und Gemeinden empfohlen, solchen Ansprechstel-
len für Integrationsfragen innerhalb der jeweiligen Verwaltung eine zentrale Rolle zuzu-
weisen und ihnen eine möglichst optimale interdepartementale Verankerung einzuräu-
men. 

 

3. Information 
Neu hält die VIntA ausdrücklich fest, dass Ausländerinnen und Ausländer auf bestehen-
de Angebote zur Integrationsförderung hingewiesen werden (vgl. Art. 3a Abs. 2 VIntA). 
Diese Aufgabe soll insbesondere auch durch die kantonale Ausländerbehörde oder die 
Einwohnerkontrolle der Gemeinde wahrgenommen werden, welche eigenständig für die 
Umsetzung verantwortlich sind. Neu zugezogene Ausländerinnen und Ausländer sollen 
auf diese Weise frühzeitig über die Bedeutung der Integration, namentlich auch über 
allenfalls im Kanton vorhandene Angebote von Integrationskursen oder -veranstaltungen 
und der Berufsberatung und -bildung, informiert werden. Eine angemessene Information 
kann beispielsweise durch Abgabe von entsprechenden Informationsschriften oder durch 
den Hinweis auf spezielle Beratungsdienste erfolgen. Einzelne Kantone nehmen diese 
Aufgabe bereits heute wahr, indem zum Beispiel entsprechende Auskunftsdienste ange-
boten werden. Der Bewilligungsbehörde (oder der Einwohnerkontrolle) kommt als derje-
nigen staatlichen Stelle, mit der die ausländische Person in der Regel als erster in Kon-
takt kommt, im Integrationsprozess eine wichtige Rolle zu (vgl. hierzu Botschaft des 
Bundesrates zum AuG vom 8. März 2002; 3802).  

 

4. Berücksichtigung des Integrationsgrades durch die Behörden 
Im Sinne eines beschränkten Anreiz- und Sanktionensystems können die kantonalen 
Behörden neu gestützt auf Artikel 3b VIntA bei der Ausübung des Ermessens den Integ-
rationsgrad der Ausländerinnen und Ausländer berücksichtigen. Zum Tragen kommt die-
se Bestimmung in folgenden Fällen: 
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• Bei der Erteilung der Niederlassungsbewilligung. 

• Bei der Anordnung von Weg- und Ausweisungen sowie bei Einreiseverboten.  

 

4.1. Berücksichtigung des Integrationsgrades bei Erteilung der Niederlassungsbewilli-
gung  

Mit der per 1. Februar 2006 in Kraft getretenen Änderung der VIntA kann die kantonale 
Behörde die Niederlassungsbewilligung bereits vorzeitig erteilen. Es müssen folgende 
Voraussetzungen gegeben sein: 

 
a) Die zuständige kantonale Behörde ist bereit, die Niederlassungsbewilligung vorzeitig 

zu erteilen. 

Das Gesuch um vorzeitige Erteilung der Niederlassungsbewilligung ist bei der zustän-
digen kantonalen Ausländerbehörde einzureichen. Falls diese bereit ist die Niederlas-
sungsbewilligung zu erteilen, unterbreitet sie dem BFM das Gesuch zum Entscheid 
über die vorzeitige Entlassung aus der eidgenössischen Kontrolle. Das BFM prüft das 
Gesuch nur, wenn ein positiver kantonaler Antrag vorliegt.  

 
b) Vorliegen erfolgreicher Integration im Sinne von Artikel 3a Absatz 1 VIntA.  

Ausländerinnen und Ausländer tragen zu ihrer Integration bei, indem sie namentlich 
die rechtsstaatliche Ordnung und die demokratischen Prinzipien respektieren, eine 
Landessprache erlernen, den Willen zur Teilnahme am Wirtschaftsleben und zum Er-
werb von Bildung bekunden.  

Die Überprüfung, ob eine gute Integration vorliegt, erfolgt unter Berücksichtigung der 
konkreten Verhältnisse des Einzelfalls.  

Das BFM hat zusammen mit der Konferenz der Migrationsbehörden (VKM) und der 
Konferenz der Integrationsdelegierten (KID) eine Kriterienliste zum Grad der Integrati-
on erarbeitet (vgl. Anhang). Diese kann, aufgrund der gesammelten Erfahrungen, zu 
gegebener Zeit angepasst werden. Das BFM wird sich im Rahmen des Zustimmungs-
verfahrens an diese Kriterienliste halten und empfiehlt den Kantonen, ihre Praxis  
ebenfalls darauf auszurichten.   

 
c) Die gesuchsstellende Person besitzt seit fünf Jahren ununterbrochen eine Aufent-

haltsbewilligung. 

Die gesuchsstellende Person muss ununterbrochen im Besitz einer Aufenthaltsbewil-
ligung sein. Frühere Aufenthalte in der Schweiz bleiben für die Fristberechnung unbe-
rücksichtigt.  

Familien (Ehepaare oder Eltern mit minderjährigen Kindern) können grundsätzlich nur 
gemeinsam ein Gesuch um vorzeitige Erteilung der Niederlassungsbewilligung einrei-
chen.  
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4.2. Berücksichtigung des Integrationsgrades bei der Anordnung von Fernhalte- und Ent-
fernungsmassnahmen 

Ausländerrechtliche Entfernungs- und Fernhaltemassnahmen sind die Weg- und Aus-
weisung sowie die Einreisesperre. Während die Ausweisung den ausländischen Staats-
angehörigen verpflichtet, die Schweiz zu verlassen und nicht wieder zu betreten, ist die 
Wegweisung als reine Entfernungsmassnahme ausgestaltet. Sie hindert den Ausländer 
nicht, wieder in die Schweiz zu kommen (z.B. als Tourist), sofern er die Einreisevoraus-
setzungen erfüllt. Das BFM kann aber neben der Wegweisung eine Einreisesperre ver-
hängen, zum einen gegen unerwünschte Ausländer, zum anderen gegen Ausländer, die 
sich grobe oder mehrfache Zuwiderhandlungen gegen fremdenpolizeiliche oder andere 
gesetzliche Bestimmungen und gestützt darauf erlassene Verfügungen haben zuschul-
den kommen lassen. 

Die zuständigen Behörden haben sich bei diesen Entscheidungen insbesondere an das 
Prinzip der Verhältnismässigkeit zu halten und nur die dem Zweck angepassten Mittel zu 
verwenden. Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichts werden dadurch zwei Forde-
rungen erfüllt: Zum einen muss das verwendete Mittel geeignet sein, das durch das öf-
fentliche Interesse vorgegebene Ziel zu erreichen, ohne aber gleichzeitig die persönli-
chen Freiheiten des Einzelnen allzu stark zu beeinträchtigen; zum anderen muss das 
angestrebte Ziel in einem vernünftigen Verhältnis zur notwendigen Einschränkung der 
persönlichen Freiheit stehen.  

Diese Verhältnismässigkeitsprüfung ist bei jeder Entfernungs- und Fernhaltemassnahme 
vorzunehmen, unter Berücksichtigung der gesamten Umstände des Einzelfalles. Zu ge-
wichten sind laut konstanter Praxis des Bundesgerichts vor allem die Schwere des Ver-
schuldens des Ausländers, die Dauer seiner Anwesenheit in der Schweiz und die ihm 
und seiner Familie drohenden Nachteile. Schon nach bisheriger Praxis wird damit der 
Integrationsgrad eines Ausländers bei der Prüfung einer Entfernungs- oder Fernhalte-
massnahme mitberücksichtigt. Diese bewährte Praxis, die nun ausdrücklich auch in der 
VIntA aufgenommen wird, soll weitergeführt werden. 

 

5. Besuch eines Sprach- und Integrationskurses für Personen mit Funktionen im 
öffentlichen Interesse 

Personen die im Auftrag einer Religionsgemeinschaft tätig sind sowie Lehrkräfte für 
Heimatlichen Sprach- und Kulturunterricht (sogenannte HSK-Lehrkräfte) haben eine be-
deutende Rolle im Dialog zwischen ihrer Gemeinschaft und der schweizerischen Öffent-
lichkeit und tragen damit wesentlich zur Integration der ausländischen Bevölkerung bei. 
Es ist daher wichtig, dass gerade diese Personen die gesellschaftlichen Verhältnisse und 
Lebensbedingungen in der Schweiz kennen, die schweizerische Rechtsordnung aner-
kennen und die am Arbeitsort gesprochene Landessprache sprechen.  

Artikel 3c der VIntA erwähnt daher neu ausdrücklich, dass die Erteilung einer Aufent-
haltsbewilligung an Personen, zu deren Aufgaben die religiöse Betreuung oder die Ver-
mittlung von Herkunftssprache und -kultur gehören, mit der Bedingung verbunden wer-
den kann, einen Sprach- und Integrationskurs zu besuchen. Dabei kann auf bereits vor-
handene geeignete Sprachförderungs- und Integrationsangebote zurückgegriffen wer-
den. Die kantonalen Behörden sind indessen durch die VIntA gehalten, über entspre-
chende Sprachförderungsangebote und Integrationskurse zu informieren (vgl. auch Art. 
3a Abs. 2 VIntA).  
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6. Ergänzung der Förderbereiche 
Mit der Revision der VIntA wurde ein neuer Förderbereich geschaffen, der die finanzielle 
Unterstützung von Projekten im Bereich der Prävention von Gewalt und Straffälligkeit 
ermöglicht. Die Aufnahme dieses Förderbereiches geht auf den Bericht zur illegalen Mig-
ration aus dem Jahre 2004 zurück. Die Prioritätenordnung des EJPD für die Jahre 2004 - 
2007 sieht zwar keinen speziellen Schwerpunkt „Prävention“ vor, es wurde aber in Ab-
sprache mit der Eidgenössischen Kommission für Ausländerfragen (EKA) beschlossen, 
in den Jahren 2006 - 2007 gezielt Projekte zu unterstützen, welche einen Beitrag zur 
Gewalt- und Kriminalitätsprävention leisten. Zu diesem Zweck werden im Rahmen der 
Prioritätenordnung für die Jahre 2004 -2007 (Schwerpunkt E: Innovation und Qualitätssi-
cherung) Mittel zur Verfügung gestellt.  

 

7. Zusammenarbeit bei der Umsetzung der revidierten VIntA  
Mit der revidierten VIntA will der Bundesrat, wie ausgeführt, auch die Zusammenarbeit 
zwischen Bund und Kantonen im Bereich der Integration der Ausländerinnen und Aus-
länder fördern. Mit den von den meisten Kantonen und vielen Gemeinden bereits heute 
eingesetzten Integrationsdelegierten und der Konferenz der kantonalen, kommunalen 
und regionalen Integrationsdelegierten (KID) arbeitet das BFM bereits seit mehreren Jah-
ren zusammen. Mit den neuen, durch die revidierte VIntA vorgesehenen ausländerrecht-
lichen Bestimmungen, sollen Integrationsanliegen im Bereich der Zulassung, des Auf-
enthalts und Niederlassung ausdrücklich noch vermehrt berücksichtigt werden. Das BFM 
empfiehlt den zuständigen kantonalen Behörden, in Fragen der Umsetzung der betref-
fenden Bestimmungen die jeweiligen Ansprechstellen für Integrationsfragen in geeigne-
ter Weise beizuziehen.  

 

 

Wir benutzen gerne die Gelegenheit, Ihnen an dieser Stelle für die gute Zusammenarbeit 
zu danken.  

 
 
Freundliche Grüsse 
 
 
 
Dr. Eduard Gnesa 
Direktor 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beilagen: 

 Änderungen der Verordnung (Verordnungstext)  
 Anhang zu ANAG-Weisungen Ziffer 333.42 (Kriterienliste) 
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